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Rechtsmittelgriinde und wesentliche Argumente

Der Rechtsmittelfithrer wendet sich insbesondere gegen die Rn. 69, 70, 73 bis 77, 83 bis 91, 109 bis 116, 126 bis 139, 149
und 150 des angefochtenen Urteils. Er macht im Rahmen eines einheitlichen Rechtsmittelgrundes geltend, dass das Gericht
die Tatsachen verfilscht habe, dass dem Gericht offensichtliche Beurteilungsfehler unterlaufen seien und dass die
Begriindung deshalb unzureichend und rechtlich unzutreffend sei.

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) eingereicht am 13. September
2021 — ZS gegen Zweckverband , Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen“ KISA,
Korperschaft des 6ffentlichen Rechts

(Rechtssache C-560/21)
(2022/C 37/12)
Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesarbeitsgericht

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klager: ZS

Beklagter: Zweckverband ,Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen” KISA, Korperschaft des offentlichen Rechts

Vorlagefragen

1. Ist Art. 38 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 (') (Datenschutz-Grundverordnung) dahin auszulegen, dass er
einer Bestimmung des nationalen Rechts, wie hier § 6 Abs. 4 Satz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes, entgegensteht, die
die Abberufung des Datenschutzbeauftragten durch den Verantwortlichen, der sein Arbeitgeber ist, an die dort
genannten Voraussetzungen kniipft, unabhingig davon, ob sie wegen der Erfiillung seiner Aufgaben erfolgt?

Falls die erste Frage bejaht wird:

2. Beruht Art. 38 Abs. 3 Satz 2 der Datenschutz-Grundverordnung auf einer ausreichenden Ermichtigungsgrundlage,
insbesondere soweit die Bestimmung Datenschutzbeauftragte erfasst, die in einem Arbeitsverhiltnis zum Verant-
wortlichen stehen?

()  Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. 2016, L 119
S.1).

Rechtsmittel, eingelegt am 23. September 2021 von DD gegen das Urteil des Gerichts (Vierte
Kammer) vom 14. Juli 2021 in der Rechtssache T-632/19, DD/FRA

(Rechtssache C-587/21 P)
(2022/C 37/13)
Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelfiihrer: DD (Prozessbevollmichtigte: Rechtsanwiltin N. Lorenz)

Andere Partei des Verfahrens: Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte
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Antrige

Der Rechtsmittelfiihrer beantragt,
— das angefochtene Urteil vollstindig aufzuheben;
— infolgedessen:

— die Entscheidung des Direktors der Agentur der Europiischen Union fiir Grundrechte (FRA) vom 19. November
2018, mit der sein Antrag nach Art. 90 Abs. 1 des Beamtenstatuts abgelehnt wurde, aufzuheben;

— ecrforderlichenfalls die Entscheidung des Direktors der FRA vom 12. Juni 2019, erhalten am 13. Juni 2019, mit der
seine Beschwerde nach Art. 90 Abs. 2 des Beamtenstatuts gegen die Entscheidung vom 19. November 2018
zuriickgewiesen wurde, aufzuheben;

— ihm gemaf den Ausfithrungen in diesem Rechtsmittel Ersatz fiir den erlittenen immateriellen Schaden zu leisten, der
nach billigem Ermessen auf 100 000 Euro geschitzt wird;

— der FRA alle Kosten aufzuerlegen.

Rechtsmittelgriinde und wesentliche Argumente

Rechtsfehler und Verfilschung von Beweisen, was die Sachverhaltsfeststellung betrifft.
Rechtsfehler und Verstof$ gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit in Bezug, was den ersten Rechtsverstof$ betrifft.

Rechtsfehler, Verstof8 gegen die Rechtskraft, unzureichende Begriindung, fehlende Entscheidung tiber den Antrag des
Rechtsmittelfithrers, Verfalschung von Beweismitteln, was den zweiten Rechtsverstof betrifft.

Rechtsfehler, offensichtlicher Beurteilungsfehler und unzureichende Begriindung, was den dritten Rechtsverstof§ betrifft.

Rechtsfehler, Verfilschung von Beweismitteln, offensichtlicher Beurteilungsfehler, Riige, dass das Gericht ultra vires und ultra
petita gehandelt habe, Riige, dass das Gericht das Angebot des Rechtsmittelfithrers, ein Dokument auf Verlangen vorzulegen,
das fiir den Fall von Bedeutung gewesen sei, fehlerhaft zuriickgewiesen habe, und unzureichende Begriindung, was den
vierten Rechtsverstof§ betrifft.

Rechtsfehler, unzureichende Begriindung, fehlerhafte rechtliche Einordnung von Tatsachen, Verfalschung von Beweismitteln
und offensichtlicher Beurteilungsfehler, was den fuinften Rechtsverstof8 betrifft.

Rechtsfehler, Verfilschung von Beweismitteln, fehlende Entscheidung iiber den Antrag des Rechtsmittelfiihrers, fehlerhafte
rechtliche Einordnung, Riige, dass das Gericht ultra petita gehandelt habe, Riige, dass das Gericht den Antrag des
Rechtsmittelfithrers, die Vorlage eines Dokuments anzuordnen, das fur den Fall von Bedeutung gewesen sei, fehlerhaft
zuriickgewiesen habe, unvollstindige Priifung des vom Rechtsmittelfithrer gestellten Antrags und der vom Rechtsmittel-
fithrer erhobenen Riige des Mobbings, was den sechsten Rechtsverstof betrifft.

Rechtsfehler betreffend den Abschnitt iiber den geltend gemachten tatsichlichen Schaden und den Kausalzusammenhang.

Vorabentscheidungsersuchen des Areios Pagos (Griechenland), eingereicht am 23. September
2021 — Charles Taylor Adjusting Limited, FD/Starlight Shipping Company, Overseas Marine
Enterprises INC

(Rechtssache C-590/21)
(2022/C 37/14)
Verfahrenssprache: Griechisch

Vorlegendes Gericht

Areios Pagos



	Rechtssache C-560/21: Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) eingereicht am 13. September 2021 — ZS gegen Zweckverband „Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen“ KISA, Körperschaft des öffentlichen Rechts
	Rechtssache C-587/21 P: Rechtsmittel, eingelegt am 23. September 2021 von DD gegen das Urteil des Gerichts (Vierte Kammer) vom 14. Juli 2021 in der Rechtssache T-632/19, DD/FRA
	Rechtssache C-590/21: Vorabentscheidungsersuchen des Areios Pagos (Griechenland), eingereicht am 23. September 2021 — Charles Taylor Adjusting Limited, FD/Starlight Shipping Company, Overseas Marine Enterprises INC

